
Parteien des Ausgangsverfahrens

Klägerin: Swiss Re Germany Holding GmbH

Beklagte: Finanzamt München für Körperschaften

Vorlagefragen

1. Sind Art. 9 Abs. 2 Buchst. e fünfter Gedankenstrich und Art.
13 Teil B Buchst. a, Buchst. d Nr. 2 und 3 der Sechsten Richt-
linie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmo-
nisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die
Umsatzsteuern (1) dahingehend auszulegen, dass die gegen
einen vom Erwerber zu entrichtenden Kaufpreis erfolgende
Übernahme eines Lebensrückversicherungsvertrages, auf des-
sen Grundlage der Erwerber des Vertrages die durch den bis-
herigen Versicherer ausgeübte steuerfreie Rückversicherungs-
tätigkeit mit Zustimmung des Versicherungsnehmers über-
nimmt und nunmehr anstelle des bisherigen Versicherers
steuerfreie Rückversicherungsleistungen gegenüber dem Ver-
sicherungsnehmer erbringt,

a) als Versicherungs- oder Bankumsatz im Sinne von Art. 9
Abs. 2 Buchst. e fünfter Gedankenstrich der Sechsten
Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur
Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaa-
ten über die Umsatzsteuern oder

b) als Rückversicherungsumsatz nach Art. 13 Teil B Buchst.
a der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17.
Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der
Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern oder

c) als Umsatz, der im Wesentlichen aus der steuerfreien
Übernahme einer Verbindlichkeit einerseits und aus einem
steuerfreien Umsatz im Geschäft mit Forderungen ande-
rerseits besteht, nach Art. 13 Teil B Buchst. d Nr. 2 und 3
der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17.
Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der
Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern anzusehen ist?

2. Ändert sich die Antwort auf die Frage 1, wenn nicht der
Erwerber, sondern der bisherige Versicherer ein Entgelt für
die Übertragung entrichtet?

3. Falls die Frage 1 Buchst. a, b und c zu verneinen ist: Ist Art.
13 Teil B Buchst. c der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des
Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechtsvor-
schriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern dahin-
gehend auszulegen, dass

— die entgeltliche Übertragung von Lebensrückversiche-
rungsverträgen eine Lieferung ist und

— dass bei Anwendung von Art. 13 Teil B Buchst. c der
Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai
1977 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der
Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern nicht danach zu
differenzieren ist, ob sich der Ort der von der Steuer
befreiten Tätigkeiten im Mitgliedstaat der Lieferung oder
in einem anderen Mitgliedstaat befindet?

(1) ABl. L 145, S. 1.
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1. Ist Art. 2 Buchst. a) i.V.m. dem Anhang Buchst. f) der Richt-
linie 90/435/EWG des Rates vom 23. Juli 1990 über das
gemeinsame Steuersystem der Mutter- und Tochtergesell-
schaften verschiedener Mitgliedstaaten (1) dahingehend auszu-
legen, dass auch eine französische Gesellschaft in der Rechts-
form einer „société par actions simplifiée“ bereits in den Jah-
ren vor 2005 als „Gesellschaft eines Mitgliedstaats“ im Sinne
dieser Richtlinie angesehen werden kann und ihr somit für
einen von ihrer deutschen Tochtergesellschaft im Jahr 1999
ausgeschütteten Gewinn nach Art. 5 Abs. 1 der Richtlinie
90/435/EWG die Befreiung vom Steuerabzug an der Quelle
zu gewähren ist?

2. Für den Fall, dass die Frage 1. zu verneinen ist:

Verstößt Art. 2 Buchst. a) i.V.m. dem Anhang Buchst. f) der
Richtlinie 90/435/EWG des Rates vom 23. Juli 1990 über
das gemeinsame Steuersystem der Mutter- und Tochtergesell-
schaften verschiedener Mitgliedstaaten insoweit gegen Art. 43
EG und Art. 48 EG oder Art. 56 Abs. 1 und Art. 58 Abs. 1
Buchst. a und Abs. 3 EG als er in Verbindung mit Art. 5
Abs. 1 der Richtlinie 90/435/EWG zwar für eine französische
Muttergesellschaft in der Rechtsform einer société anonyme,
société en commandite par actions oder société à responsabi-
lité limitée, nicht aber für eine französische Muttergesellschaft
in der Rechtsform einer société par actions simplifiée bei
Gewinnausschüttungen einer deutschen Tochtergesellschaft
eine Befreiung vom Steuerabzug an der Quelle vorschreibt?

(1) ABl. Nr. L 225, S. 6.
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